
Synopse Verbandssatzung des Zweckverbandes Schulverband Gemeinschaftsschule Am Himmelsbarg und Entwurf einer 
neuen Verbandssatzung 

(sich ändernde Paragrafen) 

 

§ bisheriger Inhalt lt. Verbandssatzung Inhalt lt. neuem Entwurf Verbands-
satzung 

Bemerkungen 

 
§ 1 – Rechtsnatur, Name, 
Sitz, Siegel (zu beachten: 
§§ 4, 5 und 13 GkZ) 

(1) Die Gemeinden Haselau, Hasel-
dorf, Heist, Holm und Moorrege bil-
den einen Zweckverband im Sinne 
des Gesetzes über kommunale 
Zusammenarbeit. Der Zweckver-
band führt den Namen „Schulver-
band Gemeinschaftsschule Am 
Himmelsbarg“. Er hat   
seinen Sitz in Moorrege. 

(2) Der Zweckverband ist eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts 
ohne Gebietshoheit.   
Er darf Beamtinnen, Beamte und 
Beschäftigte beschäftigen. 

(3) Der Zweckverband führt das kleine 
Landessiegel mit der Inschrift 
“Schulverband Gemeinschafts-
schule Am Himmelsbarg“. 

(1) Die Gemeinden Haselau, Hasel-
dorf, Heist, Holm und Moorrege 
bilden einen Zweckverband im 
Sinne des Gesetzes über kom-
munale Zusammenarbeit. Der 
Zweckverband führt den Namen 
„Schulverband Gemeinschafts-
schule Am Himmelsbarg“. Er hat   
seinen Sitz in Moorrege. 
 

(2) Der Zweckverband ist eine Kör-
perschaft des öffentlichen 
Rechts ohne Gebietshoheit.   
Er darf Beamtinnen, Beamte 
und Beschäftigte beschäftigen. 
 

(3) Der Zweckverband führt das 
Landessiegel mit der Inschrift 
“Schulverband Gemeinschafts-
schule Am Himmelsbarg“. 
 
 
 

 

 
Das kleine Landessie-
gel gibt es nicht mehr 
(vgl. § 3 Absatz 2 Ho-
heitszeichenVO) 
 



 
§11 
Verbandsverwaltung  
(zu beachten: § 13 GkZ) 
 
 

Der Zweckverband hat keine eigene 
Verwaltung. Die Verwaltungs- und Kas-
sengeschäfte werden nach Maßgabe 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrages 
durch das Amt Moorrege   
wahrgenommen. 
 

Der Zweckverband hat keine eigene 
Verwaltung. Die Verwaltungs- und Kas-
sengeschäfte werden nach Maßgabe 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrages 
durch das Amt Geest und Marsch Süd-
holstein wahrgenommen. 
 

 
Aktualisierung des 
Namens der Amtsver-
waltung 

 
§ 21 
Veröffentlichungen 
(zu beachten: § 5 GkZ, 
Bekanntmachungsverord-
nung) 
 

(1) Satzungen und Verordnungen des 
Schulverbandes werden auf der 
Homepage des Amtes Moorrege 
(www.amt-moorrege.de) bekannt 
gemacht: Die Veröffentlichung ist   
mit dem Ablauf des Tages bewirkt, 
an dem sie im Internet verfügbar 
ist. Innerhalb des Zeitraumes von 
3 Tagen ist vorher ein Hinweis auf 
die Bekanntmachung in der Zei-
tung „Holsteiner Allgemeine“ unter 
Angabe der Internetadresse abzu-
drucken. 
 

(2) Bekanntmachungen über Zeit, Ort 
und Tagesordnung der Sitzung der 
Verbandsversammlung gelten mit 
Ablauf des Tages der Bereitstel-
lung im Internet als bewirkt. Die 
Bekanntmachung im Internet muss 
bis zum Ablauf des Tages nach 
der Sitzung verfügbar sein. Sat-
zungen und Verordnungen bleiben 

 

(1)  Satzungen des Zweckverbandes 
werden im Internet unter der Inter-
netadresse www.amt-gums.de mit 
dem Hinweis auf den Veröffentli-
chungstag veröffentlicht. 
 

(2)  Jede Person kann sich diese Sat-
zungen kostenpflichtig zusenden 
lassen. Textfassungen werden in 
der Amtsverwaltung des Amtes 
Geest und Marsch Südholstein be-
reitgehalten.  
 

(3)  Auf die gesetzlich vorgeschriebene 
Auslegung von Plänen und Ver-
zeichnissen ist in der Form des Ab-
satzes 1 Satz 1 hinzuweisen. 
 

(4)  Andere gesetzlich vorgeschriebene 
öffentliche Bekanntmachungen er-
folgen ebenfalls in der Form des 
Absatzes 1 Satz 1, soweit nichts 
Anderes bestimmt ist. 

 
Aktualisierung der In-
ternetadresse des 
Amtes 
 
Änderung der Be-
kanntmachungsform 
 
Nach § 6 Absatz 2 
der BekanntVO zu-
sätzlich mit aufzuneh-
men bei Bekanntma-
chungen im Internet 

http://www.amt-moorrege.de/
http://www.amt-gums.de/


auch nach der Bekanntmachung 
dauerhaft auf der Homepage be-
stehen. 

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene 
Auslegung von Plänen und Ver-
zeichnissen ist in der Form des Ab-
satzes 1 hinzuweisen. Die Ausle-
gungsfrist beträgt einen Monat, so-
weit nicht gesetzlich etwas anderes 
bestimmt ist. Beginn und Ende der 
Auslegung sind auch in dem ausge-
legten Exemplar mit Unterschrift 
und Datum zu vermerken. 

(4) Andere gesetzlich vorgeschriebene 
öffentliche Bekanntmachungen er-
folgen ebenfalls in der Form des 
Absatzes 1, soweit nicht etwas an-
deres bestimmt ist. 

 

 

 
§ 22 
Verarbeitung personen-
bezogener Daten 
(zu beachten: Landesda-
tenschutzgesetz) 
 

 

(1) Der Zweckverband ist für die Zah-
lung von Entschädigungen und um 
Gratulationen auszusprechen be-
rechtigt, Namen, Anschrift, Funktion, 
Kontoverbindung, Fraktionszugehö-
rigkeit, Tätigkeitsdauer und Geburts-
datum der Mitglieder der Verbands-
versammlung sowie der sonstigen 
Ausschussmitglieder bei den Be-
troffenen gemäß §§ 13, 26 LDSG zu 

 
(zu beachten: Datenschutz-Grundver-

ordnung, Landesdatenschutzgesetz) 
 

(1) Namen, Anschrift, Funktion, Frakti-
onszugehörigkeit und Tätigkeits-
dauer der Mitglieder der Verbands-
versammlung werden von der Amts-
verwaltung Geest und Marsch Süd-
holstein zu allen mit der Ausübung 

 

Gemäß § 8 Absatz 2 
Mitteilungsverordnung 
die Anschrift derzeit 
verpflichtend dem Fi-
nanzamt mitzuteilen 



erheben und in einer Überweisungs- 
sowie einer Mitgliederdatei zu spei-
chern. 
 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die 
Erhebung von Namen, Anschriften, 
Funktionen und Tätigkeitsdauer von 
ehrenamtlich Tätigen bei den Be-
troffenen gemäß §§ 13, 26 LDSG 
und Speicherung in einer Mitglieder-
datei sowie Überweisungsdatei. 
 

des Mandates verbundenen Zwe-
cken verarbeitet. Die Daten nach 
Satz 1 werden nach dem Ausschei-
den aus dem Amt zu archivarischen 
Zwecken weiterverarbeitet. 
 

(2) Darüber hinaus verarbeitet die 
Amtsverwaltung Anschrift und Kon-
toverbindung der in Absatz 1, Satz 1 
genannten Person für den Zweck 
der Zahlungen von Entschädigun-
gen. Eine Übermittlung von Daten 
an das zuständige Finanzamt findet 
gemäß Mitteilungsverordnung i.V.m. 
§ 93 a Abgabenordnung statt. Eine 
darüberhinausgehende Übermitt-
lung an Dritte findet nicht statt. 

 
(3) Für den Zweck, Gratulationen aus-

zusprechen, kann die Verwaltung 
auch das Geburtsdatum der in Ab-
satz 1, Satz 1 genannten Personen 
verarbeiten, soweit dafür die Einwil-
ligung der Betroffenen vorliegt. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entspre-

chend für die Daten von ehrenamt-
lich Tätigen. 

 
(5) Die Daten nach Absatz 1, Satz 1 

werden durch die Verwaltung in ge-



eigneter Weise veröffentlicht, gege-
benenfalls zusammen mit weiteren 
Daten nach § 32 Absatz 4 Gemein-
deordnung. 

 
 


